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Verkündet

am 29. März 1962

gegen

hat der 3. Senat des Bundessozialgerichts auf die münd—

liche Verhandlung vom 29. März 1962, an der mitgewirkt

haben

Senatspräsident Prof: Dr. B o g s
als Vorsitzender,

die Bundesrichter R i c n u e r

und Dr. L a n g k e i t

sowie die Bundessozialrichter L e p i n s k i

und Dr. E n g e l s
als ehrenamtliche Beisitzer,

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Landes—

sozialgerichts Hamburg vom 21. März 1958 wird zurück—

gewiesen.

Außergerichtliche Kosten des Revisionsverfahrens sind

nicht zu erstatten. {
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Der Kläger, der in Hamburg unter der Firma “Albert Sch::i:::,ä

Walzwerkerzeugnisse—Maschinen—Werkzeuge—Neuheiten—Im— u,

Export—" ein Händelsgeschäft betrieb, schloß am 1, Februar

1952mit der Firma "Manfred r.—.f.—=—i_-—„.—;a—_—-_—„KG, Baustoffe und Bau—*
unternehmung" in Cuxhaven, deren persönlich haftender Ge—

sellschafter der beigeladene P° war, einen Vertrag über die

Bildung einer Arbeitsgemeinschaft_zur Durchführung von Demon—L

tage—Arbeiten und Verwertung der aus diesen Arbeiten anfallen5

den Altstoffe° Hiernach sollte die Firma Manfred P::é:::gln KC

die gesamten Demontagearbeiten in eigener Regie übernehmen '-j

und die anfallenden Altbaustoffe verwerten, soweit sie nicht ?

Nutzeisen uoäo oder Schrott darstellten, deren Verkauf der 'W

Firma des Klägers vorbehalten war, Der Kläger und der beige—
‘

ladene P, eröffneten entsprechend den vertraglichen Abmachun—5

gen im März 1952 bei der N::1i■rBä■k in Cuxhaven unter der ä

Firmenbezeichnung "Arbeitsgemeinschaft
ll112111:2—80b3tii■273%

Bauunternehmungen, Bau3toffe, Eisen" ein Konto und zeichneten]

dabei als Firmeninhaber° Ferner wurde in Cuxhaven eine gesonet

derte Buchhaltung für die Arbeitsgemeinschaft eingerichtet '}

und der Schriftwechsel mit Dritten, soweit er
Angelegenheiten3

der Arbeitegemeinschaft betraf, unter dieser Firmenbezeich—

nung geführt° Spätestens von Mai 1952 an meldete die Arbeits—]

gemeinschaft auch'als Arbeitgeberin bei der beklagten Kran—

kenkasse (KK) versicherungspflichtige Beschäftige zur Sozial—j

versicherung an° } ‘

In einer Vereinbarung vom 30, Juli 1952 wurde der Veßrag vom
1, Februar 1952 dahin geändert, daß nunmehr die Firma des

Klägers die Bauleitung auf den rcchtselbischen Baustellen eir?
schließlich der Verwertung sämtlichen hier anfallenden Nate— 5

rials sowie die Bezahlung der Löhne, Gehälter, Sozialabgaben ?

\i>
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und Steuern übernehmen, während die Firma P::iirzttt für die

gleichen Aufgaben auf den linkselbischen Baustellen zustän—

dig sein sollte° In einem weiteren Vertrag, der im Dezember

1952 geschlossen, aber auf den 1, August 1952 zurückdatiert

wurde, ist dann der erste Vertrag vom 1, Februar 1952 endgül—

tig aufgehoben worden° Die Vertragspartner Sch:::::: und
::55:;;:= vereinbarten nunmehr, daß die aufgeteilten Bau-

stellen in getrennter Regie geführt werden sollten und auch

alle dort anfallenden Verpflichtungen getrennt zu tragen
,

seien,

.
Ab Mai 1952 entstanden für die von der Arbeitsgemeinschaft

gemeldeten Beschäftigten bei der Beklagten größere Bei—

tragsrückstände° Da die Firma P:::£::=::;sich als zahlungs—

unfähig erwies, nahm die Beklagte den Kläger in Anspruch°

Dieser zahlte auch die für die Monate Mai bis Juli 1952

fälligen Beiträge in Höhe von insgesamt 25,560,17 DM° Die

Entrichtung der seit August 1952 aufgelaufenen Rückstände■

lehnte er mit dem Hinweis ab, die Arbeitsgemeinschaft sei

durch Vertrag seit 1° August 1952 aufgelöst und zuminde—
stens seit diesem Zeitpunkt Sei er nicht mehr Arbeitgeber°

'Die beklagte KK stellte bei dem Versicherungsamt (VA)

Cuxhaven gemäß 5 405 Abs, 2 der Reichsversicherungsord—

nung (RVG) den Antrag auf Feststellung, daß der Kläger
als Arbeitgeber für die unter "Arbeitsgemeinschaft Manfred

P::iiz::iz:KG — Albert Sch:zii::" gemeldeten Arbeiter die

fälligen Beiträge zu entrichten habe° Das VA entschied am
15; Mai 1955 in diesem Verfahren, dem sich zwei weitere
Krankenkassen

wegen der bei ihnen aufgelaufenen Beitrags—

rückstände angeschlossen hatten:

"Der Antragsgegner war ab 1„ Februar 1952 neben dem

Kaufmann Manfred P::if::z:=.Arbeitgeber der von der

"Arbeitsgemeinschaft Manfred E::zi;=:£= KG — Albert

Sch:::i::" beschäftigten Personen und hat daher neben
PT::llzzzt;für die rückständigen Versicherungsbeiträge

zu haften,”

- 4 _
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Es ging in seiner Entscheidung davon aus, daß die Arbeits—

gemeinschaft als eine Gesellschaft des bürgerlichen Rechts

im Sinne des 5 705 des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) anzu—
sehen sei und beide Gesellschafter als Arbeitgeber und Gesamt—

'schüldner für die Beitragsrückstände hafteten Die Arbeits—
—gemeinschait habe nach den angestellten Dani tl ungen über

den 1 August 1952 hinaus bestanden°
_

.;

Gegen diese Entscheidung legte der Kläger Beschwerde bei dem Ü

Oberversicherungsamt Stade ein, die nach Inkrafttreten des %

Sozialgerichts5esetzes (SGG) als Klage auf das Sozialgericht V
(SG) Stade übergegangen ist° Durch Urteil vom 30° April 1954

hob dieses Gericht die Entscheidung des VA Guxhaven auf° Die

Sitzungsniederschrift enthält die Feststellung;
, 3

"Unter den Be„@iligten ist unstreitig, daß die geltend gemachL

ten Beitragsrückstände nach Ende Juli 1952 entstanden sind„"

In den Entscheidungsgründen wurde ausgeführt, Ausgangspunkt

der Entscheidung sei die unstreitige Tatsache, daß die Bei—

tragsrückstände der drei beteiligten Ortskrankenkassen sich
1

auf die Zeit naeh dem 31 Juli 1952 bezögen und nur für die

auf den linkselbischen Baustellen beschäftigten Arbci tskrafté

aufgelaufen seien Die Verpflichtung des Klägers auf Bezahlung

der nach Ende Juli 1952 entstandenen Beitragsrückstände hänge

also davon ab, ob er von diesem Zeitpunkt an als Arbeitgeber=i

der auf den linkselbischen Baustellen Beschäftigten anzusehen

sei° Für die Zeit vorher sei diese Fraage nicht zu prüfen, da }

insoweit Beiträge nicht mehr rückständig wären Nach dem In—

halt der von Ende Juli 1952 an zwischen dem Kläger und der

Firma P:;553115:.KG geltenden Vereinbarungen vom 30° Juli 1952

hätte die Firma P° die Bauleitung auf den linkselbischen Bau—}

stellen gehabt; sie hätte deshalbauchfür die Bezahlungder }
Löhne, Gehälter. Sozialabgaben und Steuern aufkomren mus sen°

‘
Damit sei

nac£
Auffassung des Gerichts klärgestcllt daß dem ;

Kläger keine
"berfügungsgewalt über die Arbeitskräfte dieser

Baustellen zufestanden habe°

Dieses UrteiH des SG Stade wurde rechtskräftig„

. , ‘f ‘ i ' - 5._
4
1
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Im August 1954 stellte der Kläger bei der beklagten KK den

Antrag, ihm nunmehr die für die Beschäftigten der\Arbeitsgeé

meinseheft für die Monate Mai bis Juni 1952 entrichteten Bei—

träge in Höhevon 25„360,17DMzurückzuzahien„Diesen_Ahtrag
lehnte die Beklagte ab° Der Widerspruch des Klägers wurde‘

durch den Uiderepruchsbescheid‚vom 4° September 1954 mit der

Begründung zurückge■iesen: Das Urteil des SG Stade beträfe

nur die Zeit ab 1° August 1952; der Kläger habe für die vor—

angegangene Zeit seine Zehlungsverpflichtung in einem Schrei—

ben vom 130 September 1952 anerkannt; der Rückforderungs— ‘

anspruch sei gemäß 5 29 Abs° 2 RVO‘verjährt°

Mit der Klage vor dem SG Hamburg begehrte der Kläger die

Verurteilung der’beklagten KK zur Zahlung von 25360,17 DM„

Er machte geltend, mit der Aufhebung der Entscheidung des

VA Cuxhaven durch das SG Stade sei die negative Feststel—‘

lung getroffen, daß er schon vom 10 Februar 1952 an nicht

Arbeitgeber der versicherungspflichtig Beschäftigten der

Arbeitsgemeinschaft gewesen sei„ ,

Durch Urteil vom 22„ August 1956 hat das SG dem Klagean—

trag entsprochen° Das SG trat der Auffassung des Klägers

bei? daß durch das rechtskräftige Urteil des SG Stade fest—

gestellt sei‚ daß der Kläger auch in der Zeit ven Mai bis
Juli 1952 nieht Arbeitgeber der Arbeitnehmer der Arbeits—

gemeinscheft gewesen sei° Da der Kläger, wie die Beweis—

aufnahme ergeben habe‚ nur unter Protest die Beiträge ge-
zahlt habe? so könne gegenüber dem Anspruch auf Rücker—

stattung auch nicht der Einwand durchgreifen, der Kläger

habe bewußt eine fremde Verbindlichkeit_erfüllt und im

übrigen mit dem wirklichen Schuldner einen internen Aus—

gleich vereinbart° Der Anspruch sei auch nicht gemäß

@ 29 Abs° 2 RVG verjährt; denn durch die Anrufung des VA
sei die Verjährung bis zum Eintritt der Rechtskraft des

Urteils desSGStadegehemmtwerdeno "
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Gegen dieses Urteil haben die beklagte KK und die beigele—

dene Landesversicherungsanstalt (LVA) Hannover Berufung

eingelegt° Die_Berufungskläger trugen zur Begründung vor?

das se habeverkännt, daßdasVerfahrenvor demse Stade
sich allein mit den rückständigen Beiträgen befaßt habe„
Der Urteil$tenor gebe nach dem verhandblten Gegenstand

zu Zweifeln Anlaß; es müßten deshalb zu seiner Auslegung

die Entscheidungegründe herangezogen werden° Die vom Klä—

ger schon entrichteten Beiträge seien damals nicht Gegen—

stand des Verfahrens
gewesen° Die Rechtskraft könne sich

also‘nicht darauf erstrecken° Der Kläger habe überhaupt
erstmalig im Jahre 1954 einen Rückforderungsanspruch gel—

tend gemacht°
» Die Verjährung sei nicht durch das Ver—

fahren vor dem VA Guxhaven unterbrochen werden° In diesem

Verfahren habe der Kläger nicht als "Berechtigter" im

Sinne des % 209 BGB seinen Anspruch geltend gemacht° Gegen—

über der Verjährun€seinrede könne der Kläger nicht ein—
.‘wenden, die Beklagte verstoße gegen Treu und Glauben„ Br

selbst habe offensichtlich bis zum Abschluß des ersten

Verfahrens die Beitragsforderungen für die Zeit vom Mai

bis Juli 1952 als erledigt angesehen und gar nicht die

Absicht gehabt, diese Beiträge zurückzuforderno Das ergebe
sich insbesondere aus den Schreiben seines Prozeßbevoll-

mächtigten an die Beklagte vom 220 Dezember 1952 und }

230 März 1953°

\ ' .«
Mit Urteil vom 21„ März 1958 hob das Landessozialgericht (LSGÖ
Hamburg unter Zulassung der Revision das Urteil des SG Hame

burg auf und wies die Klage gegen den Widerspruchsbeseheid'-

‚der beklagten Allgemeinen Ortskrankenkasse vom 4„ September
1954 ab° %

‚j
Das SG sei zu Unrecht davon ausgegangen, durch das Urteil des

SG Stade vom 30„ April 1954 sei rechtskräftig festgestellt
werden, daß der Kläger in den Monaten Mai bis Juli 1952 nicht

g .

«.
..—

„w
e;

.
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Arbeitgeber der Beschäftigten gewesen sei9 für die er die Bei—

träge entrichtet habe„ Das VA Guxhaven habe die Feststellung

getroffen, daß der Kläger zur Zahlung der rückständigen Bei—

träge verpflichtet sei; daneben habe es aber auch festg stellt?

daß der Kläger seit dem 1„ Februar 1952 neben Poehlemann Arbeit—

geber der von der Arbeitsgemeinschaft beschäftigten Personen

sei„ Es brauche nicht geklärt zu werden, ob aus den Schrift—

sätzen der damaligen Parteien ein so weitgehender Feststel—

lungsartrag entnommen werden könneo Maßgebend für den_vor—

liegenden Rechtsstreit sei das Urteil des SG Stade und der

diesem Urteil zugrunde liegende Streitgegenstanda Mit der

Aufhebung der Entscheidung des VA sei keine negative Fest—

stellung über die Arbeitgebereigenschaft des Klägers in der

'Zeit von Mai bis Juli 1952 getroffen werden; denn Tatbestand
und Entscheidungsgründe des Urteils des SG Stade ergäben, daß

das SG eine derartige Feststellung nicht habe treffen wollen„

Wenn der Kläger überhaupt ein Feststellungsbegehren in dieser

}.
J.“ „sieht im Verfahren vor dem VA geäußert haben sollte, so

habe er vor dem SG nicht daran festgehalten° Aus diesem Grun—

de habe das SG Stade sich nicht damit auseinanderzusetzen

brauchen9 ob das VA über die Anträge der Beteiligten hinaus—

gegangen sei„ Tatbestand und Entscheidungsgründe ließen jeden—

falls klar erkennen, daß das SG nur über die Zeit ab 1° August

1952 und die danach entstandene Beitragsforderung entschieden

habeo Demgemäß stehe die Rechtskraft des Urteils des SG Stade

nicht der sachlichen Prüfung des Klageanspruchs entgegen°

Auch die Einrede der Verjährung greife nicht durch° Zwar

sei der Anspruch des Klägers vérjährt° Die Verjährung des
Rückforderungsanspruchs des Klägers richte sich nach @ 29

Abs° 2 RVOODanach sei der Anspruch am 30„ Juni 1953 Ver—
jährt° Die Verjährung sei nicht in analoger Anwendung des

5 209 BGB unterbrochen werden; denn diese Vorschrift setze

voraus‘) daß der Berechtigteiauf
Befriedigung oder auf

Feststellung seines Anspruchs Klage erhebe, wobei im Recht

» " .—e-
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.
der Sozialversicherung schon die Stellung eines Antrags

auf Rückerstattung bei dem Versicherungsträger genüge°
_Der Kläger habe einen Antrag auf Rückerstattung erst im

‘ August 1954 gestellt° Durch das auf Antrag der Beklagten

eingeleitete Feststellungsverfahren beim VA sei jedenfalls

eine Untérbraßbung der Verjährung nicht eingetreten„ Jedoch

verstoße die beklagte KK gegen Treu und Glauben9 wenn sie
sich auf Verjährung berufe; denn erst durch das Urteil des

SG Stade vom 30° April 1954 sei für die Beteiligten klar—

gestellt werden, daß Gegenstand dieses Verfahrens nur die

nach dem 10 August 1952 entstandenen Beitragsrückstände

seien° Auf Grund der Entscheidung des VA, die sich auch.

auf die Arbeitgebereigenschaft des Klägers in der Zeit vor
dem 1° August 1952 erstreckt habe, habe der Kläger jedoeh
annehmen können, daß auch das Urteil des SG eine so um-
fassende Klärung bringen würde„

Es komme somit darauf an‚ ob der Kläger in der strittigen
Zeit Beitragssehuldner für die bei der Arbeitgemeinschaft

beschäftigten Arbeitnehmer gewesen seio Die Arbeiter, für

die der Kläger Beiträge entrichtet habe; seien unstreitig

im Namen der Arbeitsgemeinschaft angemeldet werdena Der Er—
folg ihrer Arbeit sei der Arbeitsgemeinschaft zugute gekom—

meno Damit seien die Begriffsmerkmale des Arbeitgebers bei
der Arbeitsgemeinschaft erfüllt„

Die Arbeitsgemeinschaft stelle eine Gesellschaft des bürger—

lichen Bechts dar„ Der Vertrag vom 15 Februar 1952 sei ein
Gesellschaftsvertrag im Sinne des @ 705 BGB; denn der Klä—

ger und der beigeladene Poehlemann hätten sich gegenseitig

verpflichtet, die Erreichung eines gemeinsamen Zweckes in

der durch Vertrag bestimmten WeiSe zu fördern9 insbesondere

die vereinbarten Beiträge zu leisten“ Der Vertrag sei auch

rechtswirksam geworden° Die Vertragspartner hätten tatsäch—

lich zusammengearbeitet und die Arbeitsgemeinschaft sei

'?

_9_.
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auch als solche in Rechtsbeziehungen zu Dritten getreten;

dies ergebe sich aus dem umfangreichen Schriftwechsel und

den späteren Änderungsverträgen vom 309 Juli 1952 und

10 August 1952° Außerdem seien unter der Firma Arbeitsge—

neinsehaft Gerätschaften erworben und neue Arbeitskräftey

eingestellt v:ordem Daß r;=—_—;—„:::—_durch die Einstellung

von Arbeitskräften im Namen der Arbeitsgemeinschaft seine

Geschäftsführungs— und Vertretungsbefugnis überschritten

habe? sei aus den vertraglichen Bestimmungen nicht zu ent—

nehmen„ Die Arbeitsgeneinschaft sei somit zumindest in
dem Zeitraum Arbeitgeber gewesen, für den der Kläger die

streitigen Beiträge entrichtet habe° Für die Erfüllung

ner Gesellschaftsschulden hafteten der Kläger und der Bei—

geladene P:;;z:;=:g-persönlich als Gesamtschuldner„ Gläubi—

er der Gesellschaft seien auf das Gesellschaftsvermögen

llein nicht angewiesen° Deshalb komme es nicht darauf an9

ob der Kläger_die Beiträge aus eigenen Mitteln oder aus

Nitteln, die er durch Eisenverkäufe erlangt habe‚ die also

zum Sondervermögen gehörten, entrichtet habe° Die Beklagte

habe somit den Kläger zu Recht als Beitragsschuldner in

Anspruch genommen; ein Rückerstattungsanspruch bestehe

nichtg

(.
..u

o

«?!.

Gegen dieses Urteil hat der Kläger Revision eingelegt mit dem

Antrag‚ das Urteil des LSG aufzuheben und das Urteil des SG

wiederherzustellen° Er rügt in erster Linie Verletzung des

5 141 Abs° 1 SGG° Durch das rechtskräftige Urteil des SG
Stade vom 509 April 1954 sei für die Parteien bindend fest—

gestellt9 daß der Kläger schon ab 1„ Februar 1952 nicht Ar—

beitgeber der von der Arbeitsgemeinschaft gemeldeten Arbei—

ter gewesen sei° Die Feststellung der Arbeitgebereigenschaft

in der Entscheidung des VA habe neben der Feststellung der
_Haftung für die rückständigen Beiträge selbständige Bedeutung

gehabt° Aus den Anträgen ergebe sich, daß in dem Verfahren

vor dem SG Stade.auch die Feststellung, daß der Kläger ab
\
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1° Februar 1952 Arbeitgeber der von der Arbeitsgemeinschaft }

gemeldeten Arbeiter gewesen sei, Streitgegenstand des sozial—

.gerichtlichen Verfahrens gewesen sei. It

Der Kläger rügt außerdem Verletzung der 55 103, 1287 134, 136?

SGG„ Das Urteil lasse nicht erkennen, auf welche Weise das Ge?

richt zu der Feststellung gekommen sei, "der Erlös ist nach
Ziff° 6 des Vertrages einzuzahlen gewesen", Daß alle Löhne und

K0sten aus dem Konto in Cuxhaven gezahlt worden seien, stehe

im Widerspruch zu anderen Feststellungen des Urteils, Die

'Feststellung, es seien neue Arbeitskräfte unter der Firma

Arbeitsgemeinschaft eingestellt worden und der Kläger habe
“dabei" von allen ihm als Gesellschafter zustehenden Rechten

Gebrauch gemacht, sei durch keine Tatsachenfeststellungen

belegt° ' ' }

Ein weiterer Verfahrensfehler liege darin, daß das LSG keine ,

Erhägungenüber die Richtigkeit_undGlaubhaftigkeit der Anga+i
ben des an dem Ausgang des Verfahrens interessierten Beige-

ladenen E::izzzuxz.angestellt habe°

Das Urteil beruhe auf einer Verletzung der 55 380, 393 RVO '?
und der entsprechenden Vorschriften des Rentenversicherungs—

gesetzes und des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeits«

losenversicherung. Die festgestellten Tatsachen ergäben weder,

'daß die Arbeitnehmer zum Kläger in einem persönlichen Abhän—

gigkeitsverhältnis gestanden hätten, noch daß der Kläger

sie eingestellt, über ihre Arbeitskraft verfügt oder sie

entlassen habe, noch daß er zu Anweisungen an sie berech—

tigt gewesen sei oder ihnen Lohn auf seine Rechnung gezahlt

'habe„ Die Arbeitgeberrechte im Sinne des Arbeitsrechts hät—
ten ausschließlich der Firma Poehlemann zugestandeno

‘ die Revision'zmrückzuweiseno
. {

€

Die beklagte KK und die beigeladene LVA haben beantragt, 31

}
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II

‚Die Revision des Klägers iSt nicht begründet°

zutreffend ist das LSG davon ausgegangen, daß die Rechtskraft

des Urteils des es Stade vom 30° April 1954 nicht die volle
sachliche Nachprüfung des im vorliegenden Verfahren geltend

gemachten Klageanegruche hindert Streits egenstand die ses

Rechtsstreits ist - neben der Aufhebung des ablehnenden Ver—

waltungsakts der beklagten KK in der Gestalt des Widerspruchsf

bescheides vom 4° September 1954 —der Anspruch des Klägers
auf Rückzahlung der von ihm für Mai bis Juli 1952 entrichte—

ten Beiträge„ Hierüber hat das SG Stade keine Entscheidung

getroffeno Es hat vielmehr die Entscheidung des VA Cuxhaven

vom 150 Mai 1953 aufgehoben, mit der festgestellt worden war‚

daß der Kläger ab 1 Februar 1952 neben dem beigeladenen

E::::e=.; —Arbeitgeber der von der Arbeit sgcmeinschaft be—
schäftigten Personen war und "daher neben P für die ruck—

Mt andigen Ver sicherungsbeiträge zu haften" hat° Dieser Aus—

spruch des VA ließ in der Tat Zweifel über seine Tragweite

offene Ob\'f0hl das im Verfahren nach 5 405 Abs° 2 RVO aF

geltend gemacht e Feststellungsbegehren der beklagten KK er—

sichtlich nur die noch rückständigen Beitréige (seit August
1952) betraf und der Ausspruch des VA in der Feststellung

‚der Haftung des Klägers für diese rückständigen Versiche—

rungsbeiträge gipfelte, hatte das VA daneben doch eine

zeitlich weiterreichende Feststellung über die Arbeitnehmer—

eigenschaft des Klägers getroffeno Indessen ist nicht diese

Entscheidung7 sondern das Urteil des SG Stade in Rechtskraft

erwachsen° Die Tragweite dieses Urteils ist klar in den Ent—

scheidungsgründen abgegrenzt, die in diesem Falle zur Ver—

deutlichung des rein formalen — sich auf die Aufhebung der

Entscheidung des VA beschränkenden — Urteilsausspruchs
heraniuziehen sind Aus ihnen geht zwingend hervor‚ daß

das SG Stade als Streitgegenstand seines Verfahrens allein
”die Verpflichtung des Klägers zur Bezahlung der nach Ende

Juli 1952 entstandenen Beitragsrückstände" angesehen

_12—
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und demgemäß als entscheidende Vorfrage hierfür nur geprüft

hat, ob der Kläger "von diesem Zeitpunkt ab als Arbeitgeber

der auf den linkselbischen Baustellen Beschäftigten anzusehen ;

war"° Ausdrücklich hebt das SG hervor, daß diese Frage für

die Zeit vorher — also vor dem 1, August 1952 — nicht zu

prüfen sei, "da insoweit Beiträge nicht mehr rückständig

waren"° Hiernach steht fest, daß das SG Stade nur über die

Verpflichtung des Klägers zur Entrichtung der Beiträge für

die Zeit nach dem 31° Juli 1952 entschieden hat°

Mit Recht ist daher das LSGin eine sachliche Prüfung des
Klageanspruchs eingetreten° zutreffend hat es dabei darauf

abgestellt, ob die Arbeitsgemeinschaft Arbeitgeberin der

Arbeitnehmer war, für die der Kläger die Beiträge entrich—
'

tete, deren Erstattung er mit der Klage begehrt„ Bei Arbeits—3
«
1geméinschaften, wie sie zur Bewältigung größerer Bauten, aber;

auch umfängreicherer Abriß— und Demontagearbeiten nicht selten
sind, ist die Frage, wer Arbeitgeber der für solche Arbeits—

gemeinschaften eingesetzten Arbeitskräfte ist, nicht immer

zweifelsfrei° Sie kann insbesondere dadurch kompliziert

werden, daß ein Arbeitgeber als Mitglied einer Arbeitsgemein—

schaft seine Arbeitnehmer —vor allem tammpersonal —auf '
Zeit "für die Arbeitsgemeinschaft zur Verfügung stellt",

wie es 5 2 Ziff° 1 Abs° 3 des Bundes—Rahmentarifvertrags
für das Baugewerbe im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland

vom 17° April 1950 in der Fassung vom 8„_Februar 1952

(abgedruckt bei Aye, Betriebskrankenkasse 1953 Sp; 28, 29)

vorsieht mit der Folge, daß solche Arbeitnehmer in arbeits—

rechtlicher Hinsicht Belegschaftsmitglieder des abgebenden

Arbeitgebers bleiben, sofern nichts anderes vereinbart ist°

Sind aber derartige Vereinbarungen getroffen oder werden

Arbeitskräfte von der Arbeitsgeneinschaft neu eingestellt, so,
331■eaadb Arbeitgeberin, und zwar auch in sozialVOr5iche— {

rungsrechtlicher Hinsicht° Wer beitrag pflichtiger "Arbeit—

geber" im Sinne der 55 380 ff, 1583 EVO aF ist, wird in dcr

. „ 1
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RVG nicht näher-ausgeführt° Der hier voreusgesetzte Begriff

berührt sich mit dem Unternehmerbegriff der Unfallversicherung

(@ 653a ”Unternehmer ‚°. ist derjenige, für dessen Rechnung der

Betrieb oder die Tätigkeit geht")° Er ist darüber hinaus aber

— ebenso wie der Begriff des Arbeitgebers im Arbeitsrecht (vgl°

A, Nikisch, Arbeitsrecht, Erster Band, 3, Aufl„ @ 17) — als

die andere Seite des abhängigen Beechäftigungsverhältnisses

(Arbeitsverhältnissee) durch die Merkmale gekennzeichnet, die

für ein solches Beschäftigungsverhältnis (Arbeitsverhältnis)

charakteristisch sind (vgl.° zuletzt BSG 13, 130, 132; 13, 196,
201; 15, 65, 69)° Arbeitgeber ist demnach derjenige, dem der

Arbeitnehmer Dienste leistet und.zu dem er daher im Verhältnis

persönlicher Abhängigkeit steht, die sich vornehmlich in seiner

— regelmäßig mit dem Direktionsrecht des Arbeitgebers verbun—

denen — Eingliederung in den Betrieb des Arbeitgebers äußert„

In diesem Sinne dienstbsrecht13ter Arbeitgeber kann nicht nur

eine — natürliche oder juristische — Pers0n, sondern auch eine

Personengesamtheit sein, wie in der Rechtsprechung für die Ge—
sellschaft des bürgerlichen Rechts und die offene Handelsgesell—

schaft anerkannt ist (BVA, Grundso Entsch° Nr° 5280 in AN 1939,

173, 175; Grunds. Entsch° Nr° 5546 in AN 1944, 39; KG in EuM 28,
479)° In diesen Fällen sind nicht die einzelnen Gesellschafter,
sondern die eine Gemeinschaft zur gesamten Hand bildende Gesamt—

heit der Gesellschafter der Arbeitgeber°

Auf dem Boden die3er Rechtsauffassung stehend, hat das LSG

zutreffend die zwischen dem-Kläger und dem beigeladenen

.Poehlemann bestehende Arbeitsgemeinschaft als eine Gesell—

schaft des bürgerlichen Rechts gedeutet, die Arbeitgeberin

'der von ihr beschäftigten und der beklagten KK als ver—
sicherungspfli0htig'gemeldeten Arbeitnehmer war„ Ohne die

Grenzen des-Rechts der freien Beweiswürdigung (@ 128 SGG)

zu verletzen, hat es diesen_$chluß aus dem grundlegenden

Vertrag vom 1° Februar 1952 mit seiner klaren Regelung
der Gewinn— und Verlustverteilung, aus der Umgestaltung

dieses Rechtsverhältnisses
vom 10 August 1952 durch die

1
. . - —14—l
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Abänderungsverträge
vom 30. Juli und 1„ August 1952 mit

der nunmehrigen Trennung der Geschäftsbereiche und Risiken

und aus der durch einen umfangreichen Schriftwechsel be—

stätigten, im wesentlichen vertragsgemäßen Praxis dieser

Beteiligten gezogen. Mit Recht hat dabei das LSGin dem
Umstand, daß der Beigeladene F=::i:;;i= bis zum Juli 1952

“die Bauleitung auf allen Demontagestellen hatte und der

Kläger nur mittelbar auf die einzelnen Arbeitsverhältnisse

einwirken konnte, keine Beeinträchtigung der Arbeitgeber—

eigenschaft der Arbeitsgemeinschaft gesehen„_Auch wenn ein

Gesellschafter — entgegen der dispositiven Regelung des

@709 Abs° 1 BGB —von der Führung von Gesellschaftsgeschäf—
ten ausgeschlossen ist, bleibt er Mitgesellschafter, wie

auch der_geschäftsführende Gesellschafter nicht zum
Arbeitgeber — anstelle der Gesellschaft — wird° Daß das

Direktionsrecht bei den Arbeitsverhältnissen auf den Bau—

stellen in der hier strittigen Zeit vom Beigeladenén P::ztz—

:;=_ für die Arbeitsgemeinschaft ausgeübt Wurde, ist nicht

anders zu beurteilen als die Tätigkeit von vertretungsbe—

rechtigten Organmitgliedern, die für eine — selbst nicht

handlungsfähige — juristische Person als Arbeitgeberin die

Weisungsbefugnisse ausüben„'

War aber die Arbeitsgemeinschaft bis Juli 1952 Arbeitgebe—

rin der Arbeitnehmer, für die der Kläger die strittigen
Beiträge entrichtet hat, so haftete der Kläger als Gesamt—
schuldner für die Gesellschaftschuldenu Er ist daher zu
Recht von der beklagten KK für die Entrichtung der Beiträge

in Anspruch genommen werden° Unerheblich war dabei, wie das

LSG zutreffend angenommen hat, ob der Kläger seine Schuld

aus Mitteln beglichen hat, die aus Verkäufen von Altstoffen

stammten, die bei Demontagen der Arbeitsgemeinschaft gewonnen

und s0mit Gesellschaftsvermögen waren, oder ob der Kläger

eigene Mittel vorgestreckt hat° Diese Frage berührt nur das

3
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Innenverhältnis des Klägers zur Arbeitsgemeinschaft und zu
'dem Beigeladenen P::ii;rr:e

Da der Kläger die Beiträge somit zu Recht entrichtet hat,

steht ihm ein Anspruch auf Erstattung dieser Beiträge nicht

zuc‘Bei dieser Sachlage kann der Senat dahinstehen lassen,

ob die von der beklagten KK geltend gemachte Einrede der

Verjährung durchgreifen würde (@ 29 Abs„ 2 RVG; vgl° aber

auch —
für die Beiträge zur Rentenversicherung —

5 1445 c.

RVG aF)„ '

Die Revision des Klägers ist demnach unbegründetc Die Kostene

entscheidung beruht auf 5 193 Abs. 1 und 4 SGG°
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